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Übersetzung1 

Übereinkommen  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung  
im grenzüberschreitenden Rahmen 

Abgeschlossen in Espoo am 25. Februar 1991  
Von der Bundesversammlung genehmigt am 13. Juni 19962  
Schweizerische Ratifikationsurkunde hinterlegt am 16. September 1996 
In Kraft getreten für die Schweiz am 10. September 1997 

 (Stand am 20. Mai 2010) 

 
Die Parteien dieses Übereinkommens, 
in Anbetracht der Wechselbeziehung zwischen wirtschaftlichen Aktivitäten und 
deren Umweltfolgen, 

in Bekräftigung der Notwendigkeit, eine umweltgerechte und nachhaltige Entwick-
lung zu gewährleisten, 

entschlossen, die internationale Zusammenarbeit bei der Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) insbesondere im grenzüberschreitenden Rahmen zu fördern, 

im Bewusstsein, dass es notwendig und wichtig ist, Vorsorgemassnahmen zu treffen 
und erhebliche, nachteilige Umweltauswirkungen im Allgemeinen und besonders im 
grenzüberschreitenden Rahmen zu verhindern, abzuschwächen und zu überwachen, 

unter Hinweis auf die einschlägigen Bestimmungen der Charta der Vereinten Natio-
nen vom 26. Juni 19453, der Erklärung der Stockholmer Konferenz über die Umwelt 
des Menschen, der Schlussakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE) und der Schlussdokumente der Madrider und der Wiener Folge-
konferenz der KSZE-Staaten, 

in Anerkennung der laufenden Bemühungen der Staaten, durch innerstaatliche 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften und innerstaatliche Massnahmen die Durch-
führung der UVP sicherzustellen, 

im Bewusstsein der Notwendigkeit, Umweltfaktoren ausdrücklich und frühzeitig bei 
der Entscheidungsfindung zu berücksichtigen, indem die UVP auf allen zuständigen 
Verwaltungsebenen als ein notwendiges Mittel genutzt wird, um die den Entschei-
dungsträgern vorgelegten Informationen zu verbessern, damit umweltverträgliche 
Entscheidungen getroffen werden können, bei denen sorgfältig darauf geachtet wird, 
dass erhebliche, nachteilige Auswirkungen, insbesondere im grenzüberschreitenden 
Rahmen, so weit wie möglich reduziert werden, 
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eingedenk der Bemühungen internationaler Organisationen, die Anwendung der 
UVP auf nationaler wie auch auf internationaler Ebene zu fördern, und unter Be-
rücksichtigung der unter Leitung der UN-Wirtschaftskommission für Europa (ECE) 
durchgeführten Arbeit an der UVP, insbesondere der auf dem Seminar über UVP 
(September 1987 in Warschau, Polen) erzielten Ergebnisse, sowie in Beachtung der 
vom Verwaltungsrat des UN-Umweltprogramms (UNEP) verabschiedeten Ziele und 
Grundsätze für die UVP und der Ministererklärung über nachhaltige Entwicklung 
(Mai 1990 in Bergen, Norwegen) 

sind wie folgt übereingekommen: 

Art. 1 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet 

i) «Parteien» die Vertragsparteien dieses Übereinkommens, soweit im Text 
nicht anderweitig definiert; 

ii) «Ursprungspartei» die Vertragspartei oder -parteien dieses Übereinkom-
mens, in deren Zuständigkeitsbereich ein Projekt geplant ist; 

iii) «betroffene Partei» die Vertragspartei oder -parteien dieses Übereinkom-
mens, die wahrscheinlich von der grenzüberschreitenden Auswirkung eines 
Vorhabens betroffen wird bzw. werden; 

iv) «beteiligte Parteien» die Ursprungspartei und die betroffene Partei einer 
UVP nach diesem Übereinkommen; 

v) «Vorhaben» jedes Projekt oder jede grössere Änderung einer Anlage, das 
oder die der Entscheidung einer zuständigen Behörde nach einem geltenden 
innerstaatlichen Verfahren unterliegt; 

vi) «UVP» ein innerstaatliches Verfahren zur Beurteilung der voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen eines Vorhabens; 

vii) «Auswirkungen» jede Wirkung eines Vorhabens auf die Umwelt, u. a. auf 
die Gesundheit und Sicherheit des Menschen, auf die Flora und Fauna, auf 
Boden, Luft und Wasser, auf das Klima, die Landschaft und auf Denkmäler 
oder sonstige Bauten oder die Wechselwirkung zwischen diesen Faktoren; 
hierzu gehören auch Wirkungen auf das kulturelle Erbe oder sozioökonomi-
sche Gegebenheiten infolge von Veränderungen an diesen Faktoren; 

viii) «grenzüberschreitende Auswirkungen» jede – nicht nur globale – Aus-
wirkung eines Vorhabens innerhalb des Zuständigkeitsbereichs einer Partei, 
deren eigentlicher Ursprung ganz oder teilweise im Zuständigkeitsbereich 
einer anderen Partei liegt; 

ix) «zuständige Behörde» die nationale Behörde bzw. Behörden, die von einer 
Partei für die Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Übereinkommen für 
zuständig erklärt worden ist bzw. sind, und/oder die Behörde bzw. Behör-
den, der bzw. denen von einer Partei Befugnisse zur Entscheidung über ein 
Vorhaben übertragen worden sind; 

x) «die Öffentlichkeit» eine oder mehrere natürliche oder juristische Personen. 
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Art. 2 Allgemeine Bestimmungen 

1.  Die Parteien ergreifen einzeln oder gemeinsam alle zweckmässigen und wirk-
samen Massnahmen zur Verhütung, Reduzierung und Bekämpfung von erheblichen, 
grenzüberschreitenden nachteiligen Auswirkungen eines Vorhabens. 

2.  Jede Partei ergreift die erforderlichen rechtlichen, administrativen oder sonstigen 
Massnahmen zur Durchführung dieses Übereinkommens; dazu gehört bei den in 
Anhang I aufgeführten Vorhaben, die wahrscheinlich erhebliche, grenzüberschrei-
tende nachteilige Auswirkungen zur Folge haben, die Schaffung eines Verfahrens 
zur UVP, das eine Beteiligung der Öffentlichkeit sowie die Ausarbeitung der in 
Anhang II beschriebenen Dokumentation zur UVP gestattet. 

3.  Die Ursprungspartei stellt sicher, dass eine UVP entsprechend diesem Überein-
kommen durchgeführt wird, bevor über die Genehmigung oder Durchführung eines 
in Anhang I aufgeführten Vorhabens, das voraussichtlich erhebliche, grenzüber-
schreitende nachteilige Auswirkungen zur Folge hat, entschieden wird. 

4.  Die Ursprungspartei stellt entsprechend diesem Übereinkommen sicher, dass die 
betroffenen Parteien von einem in Anhang I aufgeführten Vorhaben, das voraus-
sichtlich erhebliche, grenzüberschreitende nachteilige Auswirkungen zur Folge hat, 
in Kenntnis gesetzt werden. 

5.  Die beteiligten Parteien nehmen auf Veranlassung einer dieser Parteien Gesprä-
che darüber auf, ob nicht in Anhang I aufgeführte Vorhaben erhebliche, grenzüber-
schreitende Auswirkungen haben könnten und daher so behandelt werden sollten, als 
seien sie darin aufgeführt. Falls sich diese Parteien hierauf einigen, sind die Projekte 
entsprechend zu behandeln. Anhang III enthält eine allgemeine Anleitung zur Fest-
legung von Kriterien für die Ermittlung erheblicher, nachteiliger Auswirkungen. 

6.  Entsprechend diesem Übereinkommen gibt die Ursprungspartei der Öffentlich-
keit in den voraussichtlich betroffenen Gebieten Gelegenheit, bei den Vorhaben an 
den jeweiligen Verfahren zur UVP mitzuwirken, und stellt sicher, dass die Öffent-
lichkeit der betroffenen Partei die gleiche Gelegenheit hierzu erhält wie die Öffent-
lichkeit der Ursprungspartei. 

7.  Als Mindestforderung sind die nach diesem Übereinkommen geforderten Um-
weltverträglichkeitsprüfungen in der Projektplanungsphase durchzuführen. In ange-
messenem Umfang werden die Parteien bestrebt sein, die Grundsätze der UVP auf 
Strategien, Pläne und Programme anzuwenden. 

8.  Dieses Übereinkommen berührt nicht das Recht der Parteien, innerstaatliche 
Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften oder geltende Rechtspraktiken 
zum Schutz von Informationen anzuwenden, deren Weitergabe der Wahrung von 
Geschäftsgeheimnissen oder der nationalen Sicherheit abträglich wäre. 

9.  Dieses Übereinkommen berührt nicht das Recht einzelner Parteien, strengere als 
die in diesem Übereinkommen festgelegten Massnahmen zu ergreifen, gegebenen-
falls durch bi- oder multilaterale Übereinkünfte. 

10.  Dieses Übereinkommen berührt nicht die völkerrechtlichen Verpflichtungen der 
Parteien in Bezug auf Projekte, die grenzüberschreitende Auswirkungen tatsächlich 
haben oder wahrscheinlich haben werden. 
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Art. 3 Benachrichtigung 

1.  Zur Gewährleistung angemessener und sachdienlicher Beratungen entsprechend 
Artikel 5 benachrichtigt die Ursprungspartei bei einem in Anhang I aufgeführten 
Vorhaben, das voraussichtlich erhebliche, grenzüberschreitende nachteilige Auswir-
kungen hat, jede ihres Erachtens möglicherweise betroffene Partei so bald wie 
möglich, spätestens aber zum Zeitpunkt der Information ihrer eigenen Öffentlichkeit 
über das Vorhaben. 

2.  Die Benachrichtigung hat insbesondere folgendes zu umfassen: 

a) Angaben über das Vorhaben, einschliesslich aller verfügbaren Informationen 
über seine möglichen grenzüberschreitenden Auswirkungen, 

b) die Art der möglichen Entscheidung und 

c) die Angabe einer angemessenen Frist für die Übermittlung einer Antwort 
gemäss Absatz 3 dieses Artikels unter Berücksichtigung der Art des Vor-
habens, 

und kann die in Absatz 5 dieses Artikels aufgeführten Angaben enthalten. 

3.  Die betroffene Partei bestätigt der Ursprungspartei innerhalb der in der Benach-
richtigung angegebenen Frist den Eingang der Benachrichtigung und gibt an, ob sie 
am Verfahren der UVP mitwirken will. 

4.  Falls die betroffene Partei mitteilt, dass sie am Verfahren der UVP nicht mitwir-
ken will, oder wenn sie sich nicht innerhalb der in der Benachrichtigung angegebe-
nen Frist äussert, finden die nachstehenden Absätze 5–8 sowie die Artikel 4–7 keine 
Anwendung. Unter diesen Umständen bleibt das Recht der Ursprungspartei, darüber 
zu entscheiden, ob sie eine UVP aufgrund ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
und Praktiken durchführen will, unberührt. 

5.  Die Ursprungspartei übermittelt, sofern dies noch nicht geschehen ist, der betrof-
fenen Partei nach Eingang einer Mitteilung derselben, dass sie am Verfahren der 
UVP mitzuwirken wünscht, folgendes: 

a) relevante Informationen über das Verfahren der UVP, unter Angabe der Frist 
für die Übermittlung von Stellungnahmen und 

b) relevante Informationen über das Vorhaben und dessen möglicherweise er-
heblichen, grenzüberschreitenden nachteiligen Auswirkungen. 

6.  Eine betroffene Partei übermittelt der Ursprungspartei auf deren Ersuchen die 
zumutbarerweise zu beschaffenden Informationen über die möglicherweise betroffe-
ne Umwelt im Zuständigkeitsbereich der betroffenen Partei, soweit solche Angaben 
für die Ausarbeitung der Dokumentation zur UVP erforderlich sind. Die Informatio-
nen sind umgehend, gegebenenfalls über eine gemeinsame Stelle, soweit eine solche 
besteht, zu übermitteln. 

7.  Glaubt eine Partei, dass sie von erheblichen nachteiligen grenzüberschreitenden 
Auswirkungen eines in Anhang I aufgeführten Vorhabens betroffen wäre, und ist 
keine Benachrichtigung gemäss Absatz 1 dieses Artikels erfolgt, tauschen die betei-
ligten Parteien auf Ersuchen der betroffenen Partei ausreichende Informationen aus, 
um die Frage der Wahrscheinlichkeit von erheblichen nachteiligen grenzüberschrei-
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tenden Auswirkungen zu erörtern. Falls diese Parteien übereinstimmend die Wahr-
scheinlichkeit von erheblichen nachteiligen grenzüberschreitenden Auswirkungen 
bejahen, finden die Bestimmungen dieses Übereinkommens entsprechende Anwen-
dung. Falls sich diese Parteien nicht darüber einigen können, ob erhebliche nachtei-
lige grenzüberschreitende Auswirkungen wahrscheinlich sind, kann jede dieser 
Parteien die Angelegenheit einer Untersuchungskommission entsprechend An-
hang IV zwecks Stellungnahme zu der Wahrscheinlichkeit von erheblichen nachtei-
ligen grenzüberschreitenden Auswirkungen vorlegen, sofern sie sich nicht auf ein 
anderes Verfahren zur Regelung dieser Frage einigen. 

8.  Die beteiligten Parteien stellen sicher, dass die Öffentlichkeit der betroffenen 
Partei in den voraussichtlich betroffenen Gebieten über das Vorhaben informiert 
wird und Gelegenheit zur Stellungnahme und zur Äusserung von Einwänden erhält 
sowie zur Übermittlung dieser Stellungnahmen bzw. Einwände auf direktem Wege 
an die zuständige Behörde der Ursprungspartei oder – soweit zweckmässig – über 
die Ursprungspartei selbst. 

Art. 4 Ausarbeitung der Dokumentation zur UVP 

1.  Die der zuständigen Behörde der Ursprungspartei vorzulegende Dokumentation 
zur UVP muss mindestens die in Anhang II aufgeführten Angaben enthalten. 

2.  Die Ursprungspartei übermittelt der betroffenen Partei – gegebenenfalls über eine 
gemeinsame Stelle, soweit eine solche besteht – die Dokumentation zur UVP. Die 
beteiligten Parteien veranlassen die Verteilung der Dokumentation an die Behörden 
und an die Öffentlichkeit der betroffenen Partei in den voraussichtlich betroffenen 
Gebieten sowie die Übermittlung von Stellungnahmen an die zuständige Behörde 
der Ursprungspartei auf direktem Wege oder – soweit zweckmässig – über die 
Ursprungspartei selbst innerhalb eines angemessenen Zeitraums vor der endgültigen 
Entscheidung über das Vorhaben. 

Art. 5 Beratungen auf der Grundlage der Dokumentation zur UVP 

Nach Fertigstellung der Dokumentation zur UVP nimmt die Ursprungspartei ohne 
übermässige Verzögerung Beratungen mit der betroffenen Partei auf, insbesondere 
über die möglichen grenzüberschreitenden Auswirkungen des Vorhabens und über 
Massnahmen zu deren Reduzierung oder Beseitigung. Gegenstand der Beratungen 
kann folgendes sein: 

a) mögliche Alternativen zum Vorhaben, einschliesslich des Verzichts, sowie 
mögliche Massnahmen zur Abschwächung erheblicher, grenzüberschreiten-
der nachteiliger Auswirkungen und zur Überwachung der Folgen solcher 
Massnahmen auf Kosten der Ursprungspartei, 

b) andere Möglichkeiten für eine gegenseitige Unterstützung bei der Verringe-
rung erheblicher, grenzüberschreitender nachteiliger Auswirkungen des 
Vorhabens und 

c) sonstige massgebliche Fragen im Zusammenhang mit dem Vorhaben. 
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Bei der Aufnahme solcher Beratungen vereinbaren die Parteien eine angemessene 
Beratungsdauer. Die Beratungen können über ein entsprechendes gemeinsames 
Gremium, soweit vorhanden, abgewickelt werden. 

Art. 6 Endgültige Entscheidung 

1.  Die Parteien stellen sicher, dass bei der endgültigen Entscheidung über das Vor-
haben das Ergebnis der UVP, einschliesslich der Dokumentation zur UVP, sowie die 
gemäss Artikel 3 Absatz 8 und Artikel 4 Absatz 2 dazu übermittelten Stellungnah-
men und das Ergebnis der in Artikel 5 genannten Beratungen angemessen berück-
sichtigt werden. 

2.  Die Ursprungspartei übermittelt der betroffenen Partei die endgültige Entschei-
dung über das Vorhaben zusammen mit den für die Entscheidung massgebenden 
Gründen und Überlegungen. 

3.  Falls einer beteiligten Partei über die erheblichen, grenzüberschreitenden Aus-
wirkungen eines Vorhabens zusätzliche Informationen, die zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung über das betreffende Vorhaben noch nicht vorlagen und die sich wesent-
lich auf die Entscheidung hätten auswirken können, bekannt werden, bevor die 
Arbeit am Projekt aufgenommen worden ist, unterrichtet diese Partei unverzüglich 
die andere(n) beteiligte(n) Partei(en). Falls eine der beteiligten Parteien darum 
ersucht, werden Beratungen über die Frage durchgeführt, ob die Entscheidung 
revidiert werden muss. 

Art. 7 Beurteilung nach Projektdurchführung 

1.  Die beteiligten Parteien legen auf Ersuchen einer dieser Parteien fest, ob und – 
wenn ja – in welchem Umfang eine Beurteilung nach Projektdurchführung vorzu-
nehmen ist, wobei die wahrscheinlichen erheblichen, grenzüberschreitenden nachtei-
ligen Auswirkungen des Vorhabens, für das eine UVP entsprechend diesem Über-
einkommen durchgeführt wurde, zu berücksichtigen sind. Jede nach der Projekt-
durchführung vorgenommene Beurteilung hat insbesondere eine Kontrolle des 
Projektes und die Feststellung etwaiger grenzüberschreitender nachteiliger Auswir-
kungen einzuschliessen. Die Kontrolle und die Feststellung können im Hinblick auf 
die in Anhang V angegebenen Ziele durchgeführt werden. 

2.  Wenn die Ursprungspartei oder die betroffene Partei aufgrund der Beurteilung 
nach der Projektdurchführung ausreichenden Grund zur Annahme hat, dass erheb-
liche, grenzüberschreitende nachteilige Auswirkungen gegeben sind, oder wenn 
Faktoren, die zu solchen Auswirkungen führen können, festgestellt worden sind, 
informiert sie die andere Partei unverzüglich. Die beteiligten Parteien beraten dar-
aufhin über die notwendigen Massnahmen zur Reduzierung oder Beseitigung der 
Auswirkungen. 
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Art. 8 Bi- und multilaterale Zusammenarbeit 

Die Parteien können bestehende bi- oder multilaterale Übereinkünfte oder sonstige 
Vereinbarungen fortführen oder neue abschliessen, um die Verpflichtungen nach 
diesem Übereinkommen zu erfüllen. Solche Übereinkünfte oder sonstige Verein-
barungen können auf den in Anhang VI aufgeführten Elementen beruhen. 

Art. 9 Forschungsprogramme 

Die Parteien prüfen besonders die Frage der Einführung bzw. Intensivierung geziel-
ter Forschungsprogramme, um 

a) die bestehenden qualitativen und quantitativen Methoden zur Prüfung der 
Auswirkungen der Vorhaben zu verbessern, 

b) zu einem besseren Verständnis der kausalen Beziehungen und deren Rolle 
bei einer ganzheitlichen Umweltgestaltung zu gelangen, 

c) im Bestreben, Auswirkungen weitestgehend zu beschränken bzw. zu verhin-
dern, die wirksame Durchführung der Entscheidungen über Vorhaben zu be-
urteilen und zu überwachen, 

d) Methoden zur Förderung kreativer Lösungsansätze bei der Suche nach um-
weltgerechten Alternativen zu Vorhaben, Produktions- und Verbrauchsstruk-
turen zu entwickeln, 

e) Methoden für die Umsetzung der Grundsätze der UVP auf volkswirtschaft-
licher Ebene zu entwickeln. 

Die Ergebnisse der vorgenannten Programme werden zwischen den Parteien ausge-
tauscht. 

Art. 10 Status der Anhänge 

Die Anhänge dieses Übereinkommens sind Bestandteil des Übereinkommens. 

Art. 11 Konferenzen der Parteien 

1.  Die Parteien kommen nach Möglichkeit anlässlich der jährlichen Tagungen der 
leitenden Berater der ECE-Regierungen für Umwelt- und Gewässerschutzfragen zu 
einer Konferenz zusammen. Die erste Konferenz der Parteien wird spätestens ein 
Jahr nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens einberufen. Danach werden Konfe-
renzen der Parteien zu den auf einer solchen Konferenz als notwendig erachteten 
Zeitpunkten oder auf schriftlichen Antrag einer der Parteien unter der Voraussetzung 
abgehalten, dass der Antrag innerhalb von sechs Monaten nach seiner Übermittlung 
an die Parteien durch das Sekretariat mindestens von einem Drittel der Parteien 
befürwortet wird. 
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2.  Die Parteien überprüfen ständig die Durchführung des Übereinkommens; vor 
diesem Hintergrund: 

a) überprüfen sie Strategien und methodische Ansätze der Parteien in Bezug 
auf die UVP im Hinblick auf eine weitere Verbesserung der Verfahren zur 
UVP im grenzüberschreitenden Rahmen, 

b) tauschen sie Informationen aus über Erfahrungen mit dem Abschluss und 
der Durchführung bi- und multilateraler Übereinkommen oder sonstiger 
Vereinbarungen über die Anwendung der UVP im grenzüberschreitenden 
Rahmen, denen eine oder mehrere der Parteien beigetreten sind, 

c) suchen sie gegebenenfalls die Mitwirkung kompetenter internationaler Gre-
mien und wissenschaftlicher Ausschüsse bei methodischen und fachlichen 
Fragen in Zusammenhang mit der Verwirklichung der Ziele dieses Überein-
kommens, 

d) beraten sie auf ihrer ersten Konferenz die Geschäftsordnung für ihre Konfe-
renzen und beschliessen sie durch Konsens, 

e) erörtern und, soweit erforderlich, beschliessen sie Vorschläge zur Änderung 
dieses Übereinkommens, 

f) erörtern und treffen sie weitere Massnahmen, die zur Verwirklichung der 
Ziele dieses Übereinkommens notwendig sein können. 

Art. 12 Stimmrecht 

1.  Jede Partei dieses Übereinkommens hat eine Stimme. 

2.  Vorbehaltlich des vorstehenden Absatzes 1 üben Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration in Fragen innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs ihr Stimm-
recht mit einer Stimmenzahl aus, die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, 
welche Parteien dieses Übereinkommens sind. Diese Organisationen üben ihr 
Stimmrecht nicht aus, wenn ihre Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht ausüben und umge-
kehrt. 

Art. 13 Sekretariat 

Der Exekutivsekretär der Wirtschaftskommission für Europa nimmt die folgenden 
Sekretariatsaufgaben wahr: 

a) Einberufung und Vorbereitung der Konferenzen der Parteien, 

b) Weitergabe von entsprechend diesem Übereinkommen übermittelten Berich-
ten und sonstigen Informationen an die Parteien und 

c) Wahrnehmung sonstiger Aufgaben, die nach diesem Übereinkommen vor-
gesehen sind oder gegebenenfalls von den Parteien festgelegt werden. 
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Art. 14 Änderungen des Übereinkommens 

1.  Jede Partei kann Änderungen dieses Übereinkommens vorschlagen. 

2.  Änderungsvorschläge sind in schriftlicher Form dem Sekretariat zuzuleiten, das 
sie allen Parteien übermittelt. Die Änderungsvorschläge werden auf der nächsten 
Konferenz der Parteien erörtert, vorausgesetzt, dass diese Vorschläge mindestens 
neunzig Tage vorher vom Sekretariat an die Parteien verteilt worden sind. 

3.  Die Parteien bemühen sich nach besten Kräften, über jeden Änderungsvorschlag 
zu diesem Übereinkommen einen Konsens zu erzielen. Wenn alle Möglichkeiten zur 
Herbeiführung eines Konsenses erschöpft sind und keine Einigung erzielt wurde, 
wird die Änderung notfalls auf dem Abstimmungswege durch eine Dreiviertel-
Mehrheit der auf der Konferenz vertretenen und abstimmenden Parteien angenom-
men. 

4.  Die entsprechend Absatz 3 dieses Artikels angenommenen Änderungen dieses 
Übereinkommens werden vom Depositar allen Parteien zur Ratifizierung, Genehmi-
gung oder Annahme vorgelegt. Für die Parteien, die sie ratifiziert, genehmigt oder 
angenommen haben, treten sie am neunzigsten Tage nach dem Zeitpunkt in Kraft, an 
dem von mindestens Dreivierteln der Parteien eine Ratifikations- oder Genehmi-
gungsurkunde oder eine Annahmeerklärung beim Depositar hinterlegt wurde. 

5.  Im Sinne dieses Artikels sind «vertretene und abstimmende Parteien» die Partei-
en, die anwesend sind und entweder eine Ja- oder eine Neinstimme abgeben. 

6.  Das in Absatz 3 dieses Artikels beschriebene Abstimmungsverfahren soll einer 
Regelung für künftige Übereinkommen, die innerhalb der Wirtschaftskommission 
für Europa ausgehandelt werden, in keiner Weise vorgreifen. 

Art. 15 Beilegung von Streitigkeiten 

1.  Bei Streitigkeiten zwischen zwei oder mehreren Parteien über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Übereinkommens bemühen sich diese um eine Lösung auf 
dem Verhandlungswege oder durch andere, für die streitenden Parteien annehmbare 
Mittel zur Beilegung von Streitigkeiten. 

2.  Bei der Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme oder Genehmigung oder beim 
Beitritt zu diesem Übereinkommen oder jederzeit danach kann eine Partei gegenüber 
dem Depositar schriftlich erklären, dass sie im Fall einer Streitigkeit, die nicht 
entsprechend dem vorstehenden Absatz 1 beigelegt wird, eines oder beide der fol-
genden Mittel zur Beilegung von Streitigkeiten als verbindlich gegenüber jeder 
Partei, die dieselbe Verpflichtung eingeht, anerkennt: 

a) Vorlage der Streitigkeit an den internationalen Gerichtshof, 

b) Schiedsverfahren nach Anhang VII. 

3.  Falls sich die streitenden Parteien mit beiden der im vorstehenden Absatz 2 
genannten Mitteln zur Beilegung von Streitigkeiten einverstanden erklärt haben, darf 
die Streitigkeit nur dem internationalen Gerichtshof vorgelegt werden, sofern die 
Parteien nichts anderes vereinbaren. 
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Art. 16 Unterzeichnung 

Dieses Übereinkommen liegt in der Zeit vom 25. Februar bis zum 1. März 1991 in 
Espoo (Finnland) und danach bis zum 2. September 1991 am Sitz der Vereinten 
Nationen in New York zur Unterzeichnung auf für die Mitgliedstaaten der Wirt-
schaftskommission für Europa und für die Staaten, die nach Absatz 8 der Entschlies-
sung 36 (IV) des Wirtschafts- und Sozialrates vom 28. März 1947 den Status bera-
tender Mitglieder bei der Wirtschaftskommission für Europa haben, sowie für 
Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration, die von souveränen Mitglied-
staaten der Wirtschaftskommission für Europa gegründet worden sind und denen 
ihre Mitgliedstaaten die Zuständigkeit für Angelegenheiten übertragen haben, die 
von diesem Übereinkommen erfasst werden, einschliesslich der Befugnis zum 
Abschluss von Verträgen über diese Angelegenheiten. 

Art. 17 Ratifikation, Annahme, Genehmigung und Beitritt 

1.  Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 
durch die Unterzeichnerstaaten und die Organisationen der regionalen Wirtschafts-
integration. 

2.  Dieses Übereinkommen liegt ab dem 3. September 1991 für die in Artikel 16 
genannten Staaten und Organisationen zum Beitritt auf. 

3.  Die Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden werden 
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt, der die Aufgaben des 
Depositars wahrnimmt. 

4.  Für jede der in Artikel 16 genannten Organisationen, die diesem Übereinkommen 
beitritt, ohne dass einer ihrer Mitgliedstaaten Partei des Übereinkommens ist, sind 
alle Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen verbindlich. Sind ein oder mehre-
re Mitgliedstaaten einer solchen Organisation Parteien des Übereinkommens, so 
entscheiden die Organisationen und ihre Mitgliedstaaten über ihre jeweilige Verant-
wortlichkeit für die Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen. In 
solchen Fällen sind die Organisationen und ihre Mitgliedstaaten nicht berechtigt, 
ihre Rechte aus diesem Übereinkommen gleichzeitig auszuüben. 

5.  In ihren Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden geben 
die in Artikel 16 genannten Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration 
den Umfang ihrer Zuständigkeit für die unter dieses Übereinkommen fallenden 
Angelegenheiten an. Sie unterrichten ausserdem den Depositar von jeder relevanten 
Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeit. 

Art. 18 Inkrafttreten 

1.  Dieses Übereinkommen tritt am neunzigsten Tage nach Hinterlegung der sech-
zehnten Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde in Kraft. 

2.  Im Sinne des vorstehenden Absatzes 1 wird eine von einer Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegration hinterlegte Urkunde nicht zusätzlich zu den von 
ihren Mitgliedstaaten hinterlegten Urkunden gezählt. 
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3.  Für jeden in Artikel 16 genannten Staat oder jede dort genannte Organisation, der 
(die) nach Hinterlegung der sechzehnten Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- 
oder Beitrittsurkunde dieses Übereinkommen ratifiziert, annimmt oder genehmigt 
oder ihm beitritt, tritt das Übereinkommen am neunzigsten Tag nach Hinterlegung 
der Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde des Staates 
oder der Organisation in Kraft. 

Art. 19 Rücktritt 

Eine Partei kann jederzeit nach einem Zeitraum von vier Jahren, nachdem dieses 
Übereinkommen für sie in Kraft getreten ist, durch eine schriftliche Mitteilung an 
den Depositar vom Übereinkommen zurücktreten. Der Rücktritt wird am neunzigs-
ten Tage nach Eingang der Mitteilung beim Depositar wirksam. Ein solcher Rück-
tritt berührt nicht die Anwendung der Artikel 3–6 des Übereinkommens auf ein 
Vorhaben, über das vor Inkrafttreten des Rücktritts eine Benachrichtigung nach 
Artikel 3 Absatz 1 erfolgt ist oder ein Antrag nach Artikel 3 Absatz 7 gestellt wurde. 

Art. 20 Verbindlicher Wortlaut 

Die Urschrift dieses Übereinkommens, deren englischer, französischer und russi-
scher Wortlaut gleichermassen verbindlich ist, wird beim Generalsekretär der Ver-
einten Nationen hinterlegt. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses Über-
einkommen unterzeichnet. 

Geschehen zu Espoo (Finnland) am fünfundzwanzigsten Februar neunzehnhundert-
einundneunzig. 

(Es folgen die Unterschriften) 
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Anhang I 

Liste der Projekte 

1.  Erdölraffinerien (ausgenommen Unternehmen, die nur Schmiermittel aus Erdöl 
herstellen) sowie Anlagen zur Vergasung und Verflüssigung von täglich mindestens 
500 t Kohle oder bituminösem Schiefer. 

2.  Wärmekraftwerke und sonstige Verbrennungsanlagen mit einer Wärmeleistung 
von mindestens 300 MW sowie Kernkraftwerke und sonstige Kernreaktoren (ausge-
nommen Forschungseinrichtungen für die Erzeugung und Konversion von Spalt- 
und Brutstoffen mit einer maximalen Dauerleistung von 1 kW). 

3.  Anlagen, die ausschliesslich für die Erzeugung oder Anreicherung von Kern-
brennstoffen, die Wiederaufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe oder die Lage-
rung, Entsorgung und Behandlung radioaktiver Abfälle bestimmt sind. 

4.  Grössere Anlagen für das Erschmelzen von Gusseisen und Stahl und für die 
Erzeugung von Nichteisenmetallen. 

5.  Anlagen zur Asbestförderung sowie zur Behandlung und Verarbeitung von 
Asbest und asbesthaltigen Erzeugnissen, und zwar mit einer Jahresproduktion von 
mehr als 20 000 t Fertigerzeugnissen im Falle von Asbestzementprodukten, von 
mehr als 50 t Fertigerzeugnissen im Fall von Reibungsbelägen und mit einem Jah-
reseinsatz von mehr als 200 t Asbest bei anderen Verwendungszwecken. 

6.  Integrierte chemische Anlagen. 

7.  Bau von Autobahnen4, Autostrassen5 und Eisenbahn-Fernstrecken sowie von 
Flugplätzen mit einer Start- und/oder Landebahn-Grundlänge von 2100 m und mehr. 

8.  Öl- und Gaspipelines grossen Durchmessers. 

9.  Seehäfen sowie Binnenschifffahrtswege und -häfen, die Schiffen mit einer Trag-
fähigkeit von mehr als 1350 t zugänglich sind. 

10.  Abfallbeseitigungsanlagen zur Verbrennung, chemischen Behandlung oder 
Deponielagerung giftiger und gefährlicher Abfälle. 

11.  Grosse Talsperren und Stauseen. 

  

4 Eine Autobahn ist eine Strasse, die ausschliesslich für die Benützung mit Motorfahr-
zeugen bestimmt ist, zu der von den angrenzenden Grundstücken aus keine unmittelbare 
Zufahrt besteht und die: 
a) für beide Richtungen besondere Fahrbahnen hat, die durch einen nicht für den  

Verkehr bestimmten Mittelstreifen oder in Ausnahmefällen durch andere Mittel 
voneinander getrennt sind; 

b) keine höhengleiche Kreuzung mit Strassen, Eisenbahnen oder Gehwegen hat; 
c) als Autobahn besonders gekennzeichnet ist. 

5 Eine Autostrasse ist eine Strasse, die ausschliesslich für die Benützung mit Motorfahr-
zeugen bestimmt, nur über niveaufreie Kreuzungen zugänglich ist und auf der besonders 
das Anhalten und Parken auf der Fahrbahn verboten ist. 
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12.  Massnahmen zur Grundwasserentnahme, soweit die jährliche Wasserabzugs-
menge mindestens 10 Millionen m3 beträgt. 

13.  Herstellung von Zellstoff und Papier im Umfang von mindestens 200 t (luft-
getrocknet) täglich. 

14.  Grössere Anlagen für den Bergbau, die Förderung vor Ort sowie die Veredelung 
von Erzen öder Kohle. 

15.  Offshore-Kohlenwasserstoffförderung. 

16.  Grössere Anlagen zur Lagerung von Mineralöl, petrochemischen oder chemi-
schen Erzeugnissen. 

17.  Abholzung grosser Flächen. 

 



Schutz des ökologischen Gleichgewichts 

14 

0.814.06 

Anhang II 

Inhalt der Dokumentation zur UVP 

Entsprechend Artikel 4 hat die Dokumentation zur UVP mindestens folgende Anga-
ben zu enthalten: 

a) eine Beschreibung des Vorhabens und seines Zwecks, 

b) gegebenenfalls eine Beschreibung vertretbarer Alternativen (beispielsweise 
für den Standort oder in technologischer Hinsicht) zum Vorhaben ein-
schliesslich des Verzichts, 

c) eine Beschreibung der Umwelt, die durch das Vorhaben und seine Alternati-
ven voraussichtlich erheblich betroffen wird, 

d) eine Beschreibung der möglichen Umweltauswirkungen des Vorhabens und 
seiner Alternativen sowie eine Abschätzung ihres Ausmasses, 

e) eine Beschreibung der Massnahmen zur Reduzierung der nachteiligen Um-
weltauswirkungen auf ein Minimum, 

f) die ausdrückliche Angabe der Prognosemethoden und der zugrunde liegen-
den Annahmen sowie der verwendeten massgebenden Umweltdaten, 

g) die Angabe von Wissenslücken und Unsicherheiten, die bei der Zusammen-
stellung der geforderten Angaben festgestellt wurden, 

h) gegebenenfalls eine Übersicht über die Überwachungs- und Management-
programme sowie etwaige Pläne für eine Beurteilung nach der Projektdurch-
führung und 

i) eine nichttechnische Zusammenfassung, gegebenenfalls mit Anschauungs-
material (Karten, Diagramme usw.). 
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Anhang III 

Allgemeine Kriterien als Anhaltspunkte bei der Ermittlung  
der Umweltrelevanz nicht in Anhang I aufgeführter Projekte 

1.  Bei der Prüfung von Vorhaben, auf die Artikel 2 Absatz 5 Anwendung findet, 
können die beteiligten Parteien insbesondere anhand eines oder mehrerer der fol-
genden Kriterien ermitteln, ob das Projekt voraussichtlich erhebliche, grenzüber-
schreitende nachteilige Auswirkungen haben wird: 

a) Umfang: Vorhaben, die für ihre Art sehr umfangreich sind, 

b) Standort; Vorhaben, die in oder nahe einem empfindlichen oder für die 
Umwelt besonders wichtigen Gebiet (wie die im Ramsar-Übereinkommen 
ausgewiesenen Feuchtgebiete oder wie Nationalparks, Naturschutzgebiete, 
Orte von besonderem wirtschaftlichem Interesse oder Orte von archäologi-
scher, kultureller oder geschichtlicher Bedeutung) verwirklicht werden sol-
len oder an Orten, an denen die geplante Entwicklung voraussichtlich erheb-
liche Folgen für die Bevölkerung hätte, 

c) Wirkungen: Vorhaben mit besonders vielschichtigen und potentiell nachtei-
ligen Wirkungen; dazu gehören Projekte, die gewichtige Folgen für den 
Menschen oder für wertvolle Arten oder Organismen haben, Projekte, wel-
che die tatsächliche oder mögliche Nutzung eines betroffenen Gebiets ge-
fährden, sowie Projekte, die eine zusätzliche Belastung verursachen, welche 
die Tragfähigkeit der Umwelt überfordert. 

2.  Die beteiligten Parteien prüfen zu diesem Zweck die Projekte, die in der Nähe 
einer Landesgrenze durchgeführt werden sollen, sowie weiter entfernte Vorhaben, 
die erhebliche, grenzüberschreitende Wirkungen in grosser Entfernung vom Durch-
führungsort auslösen könnten. 
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Anhang IV 

Untersuchungsverfahren 

1.  Die ersuchende(n) Partei(en) teilt (teilen) dem Sekretariat mit, dass sie die Frage, 
ob eines der in Anhang I aufgeführten Projekte voraussichtlich erhebliche, grenz-
überschreitende nachteilige Auswirkungen haben wird, einer nach diesem Anhang 
eingesetzten Untersuchungskommission zur Prüfung vorlegt (vorlegen). In dieser 
Mitteilung ist der Gegenstand der Untersuchung anzugeben. Das Sekretariat unter-
richtet hiervon unverzüglich alle Parteien des Übereinkommens. 

2.  Die Untersuchungskommission besteht aus drei Mitgliedern. Die ersuchende 
Partei sowie die andere an dem Untersuchungsverfahren beteiligte Partei benennen 
jeweils einen wissenschaftlichen oder technischen Sachverständigen, die zusammen 
einvernehmlich den dritten Sachverständigen bestimmen, der den Vorsitz in der 
Untersuchungskommission führt. Letzterer darf weder Staatsangehöriger einer der 
am Untersuchungsverfahren beteiligten Parteien sein, noch seinen gewöhnlichen 
Wohnsitz im Gebiet einer dieser Parteien haben, noch bei einer von ihnen beschäf-
tigt sein oder in irgendeiner anderen Eigenschaft mit der Angelegenheit befasst 
gewesen sein. 

3.  Wenn der Vorsitzende der Untersuchungskommission nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach der Benennung des zweiten Sachverständigen bestimmt worden ist, 
benennt der Exekutivsekretär der Wirtschaftskommission für Europa den Vorsitzen-
den auf Ersuchen einer der beiden Parteien innerhalb der nächsten zwei Monate. 

4.  Wenn eine der am Untersuchungsverfahren beteiligten Parteien nicht innerhalb 
eines Monats nach Erhalt der Mitteilung des Sekretariats einen Sachverständigen 
benennt, kann die andere Partei den Exekutivsekretär der Wirtschaftskommission 
für Europa hiervon unterrichten, der dann innerhalb der nächsten zwei Monate 
den Vorsitzenden der Untersuchungskommission bestellt. Nach seiner Bestellung 
ersucht der Vorsitzende der Untersuchungskommission die Partei, die noch keinen 
Sachverständigen benannt hat, dies innerhalb eines Monats zu tun. Danach unter-
richtet der Vorsitzende den Exekutivsekretär der Wirtschaftskommission für Europa, 
der die Benennung innerhalb der nächsten zwei Monate vornimmt. 

5.  Die Untersuchungskommission gibt sich eine Geschäftsordnung. 

6.  Die Untersuchungskommission kann alle zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-
lichen Massnahmen ergreifen. 

7.  Die am Untersuchungsverfahren beteiligten Parteien haben die Arbeit der Unter-
suchungskommission zu erleichtern und insbesondere unter Nutzung aller verfüg-
baren Mittel: 

a) ihr alle sachdienlichen Unterlagen, Einrichtungen und Informationen zur 
Verfügung zu stellen und 

b) es ihr bei Bedarf zu ermöglichen, Zeugen oder Sachverständige hinzuzuzie-
hen und deren Aussagen entgegenzunehmen. 
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8.  Die Parteien und die Sachverständigen haben die Vertraulichkeit aller Informati-
onen zu wahren, die sie während der Tätigkeit der Untersuchungskommission ver-
traulich erhalten. 

9.  Falls eine der am Untersuchungsverfahren beteiligten Parteien nicht vor der 
Untersuchungskommission erscheint oder ihren Fall nicht darstellt, kann die andere 
Partei die Untersuchungskommission ersuchen, das Verfahren fortzusetzen und die 
Arbeit abzuschliessen. Die Abwesenheit einer Partei oder das Versäumnis einer 
Partei, ihren Fall darzustellen, stellt kein Hindernis für die Fortsetzung und den 
Abschluss der Arbeit der Untersuchungskommission dar. 

10.  Soweit die Untersuchungskommission aufgrund des besonderen Sachverhalts 
keine andere Regelung trifft, sind die Kosten der Untersuchungskommission, ein-
schliesslich der Vergütung ihrer Mitglieder, von den am Untersuchungsverfahren 
beteiligten Parteien zu gleichen Teilen zu tragen. Die Untersuchungskommission hat 
über ihre gesamten Aufwendungen Buch zu führen und den Parteien eine abschlies-
sende Kostenaufstellung vorzulegen. 

11.  Jede Partei, die ein tatsächliches Interesse am Gegenstand des Untersuchungs-
verfahrens hat und von einem Gutachten in dieser Angelegenheit berührt sein könn-
te, kann mit Zustimmung der Untersuchungskommission dem Verfahren beitreten. 

12.  Die verfahrensrechtlichen Entscheidungen der Untersuchungskommission 
werden mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder getroffen. Das abschliessen-
de Gutachten der Untersuchungskommission hat die Meinung der Mehrheit ihrer 
Mitglieder widerzuspiegeln und etwaige abweichende Ansichten wiederzugeben. 

13.  Die Untersuchungskommission legt ihr abschliessendes Gutachten innerhalb 
von zwei Monaten nach ihrer Einsetzung vor, sofern sie nicht eine Verlängerung 
dieser Frist um höchstens zwei Monate als notwendig erachtet. 

14.  Das abschliessende Gutachten der Untersuchungskommission hat sich auf 
anerkannte wissenschaftliche Grundsätze zu stützen. Die Untersuchungskommission 
übermittelt das abschliessende Gutachten den am Untersuchungsverfahren beteilig-
ten Parteien und dem Sekretariat. 
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Anhang V 

Beurteilung nach Projektdurchführung 

Die Beurteilung hat insbesondere folgenden Zweck: 

a) Kontrolle der Einhaltung der in der Projektgenehmigung gestellten Bedin-
gungen sowie der Wirksamkeit von Massnahmen zur Reduzierung der Aus-
wirkungen, 

b) Beurteilung der Auswirkungen im Hinblick auf ein ordnungsgemässes Ma-
nagement und um Unsicherheiten zu begegnen, 

c) Überprüfung früherer Prognosen, um die Erfahrungen für künftige gleich-
artige Projekte weiterzugeben. 
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Anhang VI 

Regelungen für die bi- und multilaterale Zusammenarbeit 

1.  Die beteiligten Parteien können, soweit dies zweckmässig ist, institutionelle 
Regelungen treffen oder den Bereich bestehender institutioneller Regelungen im 
Rahmen bi- oder multilateraler Vereinbarungen erweitern, um diesem Übereinkom-
men volle Wirksamkeit zu verleihen. 

2.  Bi- und multilaterale Übereinkommen oder sonstige Vereinbarungen können 
folgendes umfassen: 

a) zusätzliche Vorschriften für die Durchführung dieses Übereinkommens, wo-
bei die besonderen Gegebenheiten in der betreffenden Teilregion zu berück-
sichtigen sind, 

b) institutionelle, administrative und sonstige Regelungen, die auf der Basis der 
Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit zu treffen sind, 

c) Abstimmung ihrer Umweltpolitik und ihrer Umweltschutzmassnahmen zur 
Gewährleistung möglichst einheitlicher Normen und Methoden bei der 
Durchführung der UVP, 

d) Entwicklung, Verbesserung und/oder Vereinheitlichung von Methoden zur 
Feststellung, Messung, Prognose und Beurteilung von Auswirkungen sowie 
für die Beurteilung nach der Projektdurchführung, 

e) Entwicklung und/oder Verbesserung von Methoden und Programmen für die 
Sammlung, Analyse, Speicherung und rechtzeitige Verteilung vergleichbarer 
Daten über Umweltqualität als Beitrag zur UVP, 

f) die Festlegung von Schwellenwerten und von genauer bestimmten Kriterien 
für das Ausmass von grenzüberschreitenden Auswirkungen in Bezug auf den 
Standort, die Art oder den Umfang eines Vorhabens, für das eine UVP nach 
diesem Übereinkommen durchgeführt werden soll, sowie die Festlegung kri-
tischer Werte für grenzüberschreitende Umweltverschmutzung, 

g) gegebenenfalls gemeinsame Durchführung von Umweltverträglichkeitsprü-
fungen, Ausarbeitung gemeinsamer Überwachungsprogramme, einheitliche 
Eichung von Überwachungsinstrumenten und Vereinheitlichung der Metho-
den zur Gewährleistung der Kompatibilität der erhaltenen Daten und Infor-
mationen. 
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Anhang VII 

Schiedsverfahren 

1.  Die klagende(n) Vertragspartei(en) teilt (teilen) dem Sekretariat mit, dass sich die 
Parteien darauf geeinigt haben, die Streitigkeit im Wege des Schiedsverfahrens 
gemäss Artikel 14 Absatz 2 dieses Übereinkommens zu regeln. In der Mitteilung 
sind der Gegenstand des Schiedsverfahrens, insbesondere die Artikel dieses Über-
einkommens, anzugeben, deren Auslegung oder Anwendung streitig ist. Das Sekre-
tariat leitet die Information an alle Parteien dieses Übereinkommens weiter. 

2.  Das Schiedsgericht besteht aus drei Mitgliedern. Die klagende(n) Vertragspar-
tei(en) und die Gegenpartei(en) benennen jeweils je einen Schiedsrichter, die zu-
sammen einvernehmlich den dritten Schiedsrichter bestimmen, der den Vorsitz im 
Schiedsgericht führt. Letzterer darf weder Staatsangehöriger der streitenden Parteien 
sein, noch seinen gewöhnlichen Wohnsitz im Gebiet einer dieser Parteien haben, 
noch bei einer von ihnen beschäftigt sein oder in irgendeiner anderen Eigenschaft 
mit dem betreffenden Fall befasst gewesen sein. 

3.  Wenn der Vorsitzende des Schiedsgerichts nicht innerhalb von zwei Monaten 
nach Benennung des zweiten Schiedsrichters bestimmt worden ist, benennt der 
Exekutivsekretär der Wirtschaftskommission für Europa den Vorsitzenden auf 
Ersuchen einer der streitenden Parteien innerhalb der nächsten zwei Monate. 

4.  Wenn eine der streitenden Parteien nicht innerhalb von zwei Monaten nach 
Erhalt des entsprechenden Ersuchens einen Schiedsrichter benennt, kann die andere 
Partei den Exekutivsekretär der Wirtschaftskommission für Europa hiervon unter-
richten, der dann innerhalb der nächsten zwei Monate den Vorsitzenden des 
Schiedsgerichts bestellt. Nach seiner Bestellung ersucht der Vorsitzende des 
Schiedsgerichts die Partei, die noch keinen Schiedsrichter benannt hat, dies inner-
halb von zwei Monaten zu tun. Danach unterrichtet der Vorsitzende den Exekutiv-
sekretär der Wirtschaftskommission für Europa, der die Benennung innerhalb der 
nächsten zwei Monate vornimmt. 

5.  Das Schiedsgericht trifft seine Entscheidung in Übereinstimmung mit dem Völ-
kerrecht und diesem Übereinkommen. 

6.  Jedes nach diesem Anhang eingesetzte Schiedsgericht gibt sich eine Geschäfts-
ordnung. 

7.  Die verfahrensrechtlichen und materiellrechtlichen Entscheidungen des Schieds-
gerichts werden mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder getroffen. 

8.  Das Schiedsgericht kann alle zur Ermittlung des Sachverhalts erforderlichen 
Massnahmen ergreifen. 

9.  Die streitenden Parteien haben die Arbeit des Schiedsgerichtes zu erleichtern und 
insbesondere unter Nutzung aller verfügbaren Mittel: 

a) ihm alle sachdienlichen Unterlagen, Einrichtungen und Informationen zur 
Verfügung zu stellen und 
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b) es ihm bei Bedarf zu ermöglichen, Zeugen oder Sachverständige hinzuzu-
ziehen und deren Aussagen entgegenzunehmen. 

10.  Die Parteien und die Schiedsrichter haben die Vertraulichkeit aller Informatio-
nen zu wahren, die sie während des Schiedsverfahrens vertraulich erhalten. 

11.  Das Schiedsgericht kann auf Ersuchen einer der Parteien zwischenzeitliche 
Schutzmassnahmen empfehlen. 

12.  Falls eine der streitenden Parteien nicht vor dem Schiedsgericht erscheint oder 
ihren Fall nicht darstellt, kann die andere Partei das Schiedsgericht ersuchen, das 
Verfahren fortzusetzen und seine endgültige Entscheidung zu treffen. Die Abwesen-
heit einer Partei oder das Versäumnis einer Partei, ihren Fall darzustellen, stellt kein 
Hindernis für das weitere Verfahren dar. Vor seiner endgültigen Entscheidung muss 
sich das Schiedsgericht davon überzeugt haben, dass die Forderung sachlich und 
rechtlich begründet ist. 

13.  Das Schiedsgericht kann über Gegenforderungen, die sich unmittelbar aus dem 
Gegenstand der Streitigkeit ergeben, verhandeln und entscheiden. 

14.  Soweit das Schiedsgericht aufgrund des besonderen Sachverhaltes keine andere 
Regelung trifft, sind die Kosten des Schiedsgerichtes, einschliesslich der Vergütung 
seiner Mitglieder, von den streitenden Parteien zu gleichen Teilen zu tragen. Das 
Gericht hat über seine gesamten Aufwendungen Buch zu führen und den Parteien 
eine abschliessende Kostenaufstellung vorzulegen. 

15.  Jede Partei, die ein rechtliches Interesse am Gegenstand der Streitigkeit hat und 
von einer Entscheidung über diesen Fall berührt sein könnte, kann mit Zustimmung 
des Schiedsgerichtes dem Verfahren beitreten. 

16.  Das Schiedsgericht gibt seinen Schiedsspruch innerhalb von fünf Monaten nach 
seiner Einsetzung bekannt, sofern es nicht eine Verlängerung dieser Frist um höchs-
tens fünf Monate als notwendig erachtet. 

17.  Dem Schiedsspruch des Schiedsgerichtes ist eine Begründung beizufügen. Er ist 
endgültig und für alle streitenden Parteien verbindlich. Das Schiedsgericht teilt 
seinen Schiedsspruch den streitenden Parteien und dem Sekretariat mit. Das Sekreta-
riat leitet die Information an alle Parteien dieses Übereinkommens weiter. 

18.  Jeder Streit zwischen den Parteien über die Auslegung oder Vollstreckung des 
Schiedsspruchs kann von jeder Partei dem Schiedsgericht, das den Schiedsspruch 
gefällt hat, oder wenn letzteres nicht damit befasst werden kann, einem anderen 
Gericht vorgelegt werden, das zu diesem Zweck in derselben Weise wie das erste 
gebildet wird. 
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Geltungsbereich am 20. Mai 20106 
 

Vertragsstaaten Ratifikation 
Beitritt (B)

Inkrafttreten

 
 

Albanien   4. Oktober 1991 10. September 1997
Armenien 21. Februar 1997 B 10. September 1997
Aserbaidschan 25. März 1999 23. Juni 1999
Belarus 10. November 2005   8. Februar 2006
Belgien   2. Juli 1999 30. September 1999
Bosnien und Herzegowina 14. Dezember 2009 B 14. März 2010
Bulgarien* 12. Mai 1995 10. September 1997
Dänemark* 14. März 1997 10. September 1997

Färöer 12. Dezember 2001 12. Dezember 2001
Grönland 12. Dezember 2001 12. Dezember 2001

Deutschland   8. August 2002   6. November 2002
Estland 25. April 2001 B 24. Juli 2001
Europäische Union* 24. Juni 1997 10. September 1997
Finnland 10. August 1995 10. September 1997
Frankreich* ** 15. Juni 2001 13. September 2001
Griechenland 24. Februar 1998 25. Mai 1998
Guinea-Bissau 19. Mai 2010 B 17. August 2010
Irland** 25. Juli 2002 23. Oktober 2002
Italien** 19. Januar 1995 10. September 1997
Kanada* 13. Mai 1998 11. August 1998
Kasachstan 11. Januar 2001 B 11. April 2001
Kirgisistan   1. Mai 2001 B 30. Juli 2001
Kroatien   8. Juli 1996 B 10. September 1997
Lettland 31. August 1998 B 29. November 1998
Liechtenstein*   9. Juli 1998 B   7. Oktober 1998
Litauen 11. Januar 2001 B 11. April 2001
Luxemburg** 29. August 1995 10. September 1997
Mazedonien 31. August 1999 29. November 1999
Moldau   4. Januar 1994 B 10. September 1997
Montenegro   9. Juli 2009 B   7. Oktober 2009
Niederlande* a 28. Februar 1995 10. September 1997
Norwegen** 23. Juni 1993 10. September 1997
Österreich* 27. Juli 1994 10. September 1997
Polen 12. Juni 1997 10. September 1997
Portugal   6. April 2000   5. Juli 2000
Rumänien 29. März 2001 27. Juni 2001
Schweden** 24. Januar 1992 10. September 1997
Schweiz 16. September 1996 B 10. September 1997
Serbien 18. Dezember 2007 B 17. März 2008
     

  

6 AS 2003 4114, 2006 3443 und 2010 2301. Eine aktualisierte Fassung des Geltungs-
bereiches findet sich auf der Internetseite des EDA (http://www.eda.admin.ch/vertraege). 
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Vertragsstaaten Ratifikation  
Beitritt (B) 

Inkrafttreten

 
 

Slowakeib 19. November 1999 17. Februar 2000 
Slowenien   5. August 1998 B   3. November 1998 
Spanien** 10. September 1992 10. September 1997 
Tschechische Republikc 26. Februar 2001 27. Mai 2001 
Ukraine 20. Juli 1999 18. Oktober 1999 
Ungarn 11. Juli 1997   9. Oktober 1997 
Vereinigtes Königreich* 10. Oktober 1997   8. Januar 1998 

Gibraltar 10. Oktober 1997   8. Januar 1998 
Guernsey 10. Oktober 1997   8. Januar 1998 
Insel Man 10. Oktober 1997   8. Januar 1998 
Jersey 10. Oktober 1997   8. Januar 1998 

Zypern 20. Juli 2000 B 20. Juli 2000 
 
 

* Vorbehalte und Erklärungen.
** Einwendungen.
 Die Vorbehalte, Erklärungen und Einwendungen werden in der AS nicht veröffentlicht. 

Die Originaltexte können unter: http://treaties.un.org/ eingesehen oder bei der DV/EDA, 
Sektion Staatsverträge, 3003 Bern, bezogen werden.

a Für das Königreich in Europa.
b 28. Mai 1993: Nachfolge zur Unterzeichnung der Tschechoslowakei vom 30. Aug. 1991. 
c 30. Sept. 1993: Nachfolge zur Unterzeichnung der Tschechoslowakei vom 30. Aug. 1991. 
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France * ** 

Declarations: 

When approving the Convention on Environmental Impact Assessment in a Transboundary 
Context, signed at Espoo on 25 February 1991, the Government of the French Republic 
declares that it associates itself with the declarations made by the European Commission, both 
when signing this Convention and when depositing the Community's instrument of 
ratification, and stresses in particular that: 

– In its relations with the member States of the European Union, France will apply the 
Convention in accordance with the Union's internal rules, including those laid down 
in the Euratom treaty; 

– When the public in the Party of origin is provided with information through the public 
distribution of the environmental impact assessment documentation, the notification 
of the affected Party by the Party of origin must be given no later than when the 
documentation is distributed; 

– The Convention implies that it is the responsibility of each Party to ensure the public 
distribution within its territory of the environmental impact assessment 
documentation, inform the public and collect its comments, except where different 
bilateral arrangements apply. 

It specifies that, any projects for which a request for authorization or approval is required and 
has already been submitted to the competent authority at the time when the Convention enters 
into force in France shall not be subject to the Convention. 

Lastly, it specifies that the word ‘national' in article 2, paragraph 8, of the Convention shall be 
understood to refer to national laws, national regulations, national administrative provisions 
and commonly accepted national legal practices. 
 
 
 
http://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=TREATY&mtdsg_no=XXVII-
4&chapter=27&lang=en 
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4. CONVENTION SUR L'ÉVALUATION DE L'IMPACT SUR L'ENVIRONNEMENT DANS 

UN CONTEXTE TRANSFRONTIÈRE 

Espoo (Finlande), 25 février 1991 
. 
ENTRÉE EN VIGUEUR:  10 septembre 1997, conformément au paragraphe 1 de l'article 18. 
ENREGISTREMENT:  10 septembre 1997, No 34028. 
ÉTAT:  Signataires: 30. Parties: 45.1 
TEXTE:  Nations Unies,  Recueil des Traités , vol. 1989, p. 309. 

Note: La Convention a été adoptée par les Conseillers des Gouvernements des pays de la Commission économique pour 
l'Europe (CEE) pour les problèmes de l'environnement et de l'eau de la CEE à leur quatrième session tenue à Espoo 
(Finlande) du 25 février au 1 mars 1991.  La Convention a été ouverte à la signature à Espoo durant cette même période puis 
au Siège de l'Organisation des Nations Unies à New York jusqu'au 2 septembre 1991. 
 
 
. 

Participant 

Signature, 
Succession à la 
signature(d) 

Ratification, 
Acceptation(A), 
Approbation(AA), 
Adhésion(a)

Albanie .......................... 26 févr  1991    4 oct  1991  

Allemagne ..................... 26 févr  1991    8 août  2002  

Arménie.........................  21 févr  1997 a 

Autriche......................... 26 févr  1991  27 juil  1994  

Azerbaïdjan ...................  25 mars  1999 a 

Bélarus .......................... 26 févr  1991  10 nov  2005 A 

Belgique ........................ 26 févr  1991    2 juil  1999  

Bosnie-Herzégovine ......  14 déc  2009 a 

Bulgarie ......................... 26 févr  1991  12 mai  1995  

Canada .......................... 26 févr  1991  13 mai  1998  

Chypre ...........................  20 juil  2000 a 

Croatie ...........................    8 juil  1996 a 

Danemark2 ..................... 26 févr  1991  14 mars  1997 AA

Espagne ......................... 26 févr  1991  10 sept  1992  

Estonie ..........................  25 avr  2001 a 

États-Unis d'Amérique .. 26 févr  1991   

Ex-République 
yougoslave de 
Macédoine ...............  31 août  1999 a 

Fédération de Russie .....   6 juin  1991   

Finlande......................... 26 févr  1991  10 août  1995 A 

France3 .......................... 26 févr  1991  15 juin  2001 AA

Grèce ............................. 26 févr  1991  24 févr  1998  

Hongrie ......................... 26 févr  1991  11 juil  1997  

Irlande ........................... 27 févr  1991  25 juil  2002  

Islande ........................... 26 févr  1991   

Italie .............................. 26 févr  1991  19 janv  1995  

Participant

Signature, 
Succession à la 
signature(d) 

Ratification, 
Acceptation(A), 
Approbation(AA), 
Adhésion(a)

Kazakhstan ....................  11 janv  2001 a 

Kirghizistan ...................    1 mai  2001 a 

Lettonie .........................  31 août  1998 a 

Liechtenstein .................    9 juil  1998 a 

Lituanie .........................  11 janv  2001 a 

Luxembourg .................. 26 févr  1991  29 août  1995  

Malte .............................  20 oct  2010 a 

Monténégro ...................    9 juil  2009 a 

Norvège ......................... 25 févr  1991  23 juin  1993  

Pays-Bas4 ...................... 25 févr  1991  28 févr  1995 A 

Pologne ......................... 26 févr  1991  12 juin  1997  

Portugal ......................... 26 févr  1991    6 avr  2000  

République de 
Moldova ..................    4 janv  1994 a 

République tchèque5 ..... 30 sept  1993 d 26 févr  2001  

Roumanie ...................... 26 févr  1991  29 mars  2001  

Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord6 ... 26 févr  1991  10 oct  1997  

Serbie ............................  18 déc  2007 a 

Slovaquie5 ..................... 28 mai  1993 d 19 nov  1999  

Slovénie ........................    5 août  1998 a 

Suède ............................. 26 févr  1991  24 janv  1992  

Suisse ............................  16 sept  1996 a 

Ukraine ......................... 26 févr  1991  20 juil  1999  

Union européenne ......... 26 févr  1991  24 juin  1997 AA

Déclarations et Réserves 
(En l'absence d'indication précédant le texte, la date de réception est celle 

de la ratification, de l'acceptation, de l'approbation ou de l'adhésion.) 
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AUTRICHE 

Déclaration : 
La République d'Autriche déclare, conformément au 

paragraphe 2 de l'article 15 de la Convention, qu'elle 
accepte de considérer comme obligatoires les deux 
moyens de règlement mentionnés dans ledit paragraphe 
dans ses relations avec toute partie acceptant une 
obligation concernant l'un des deux ou les deux moyens 
de règlement. 

 
BULGARIE 

Déclaration : 
La République de Bulgarie déclare que pour tout 

différend qui n'aura pas été réglé conformément au 
paragraphe 1 de l'article 15, elle accepte comme 
obligatoires, dans ses relations avec toute partie acceptant 
la même obligation, les deux moyens de règlement des 
différends ci-après : 

a)  Soumission du différend à la Cour internationale 
de Justice; 

b)  Arbitrage, conformément à la procédure définie à 
l'Appendice VII. 

 
CANADA

7 

Réserve : 
Attendu que sous le régime constitutionnel canadien, 

la compétence législative en matière d'évaluation 
environnementale est partagée entre les provinces et le 
gouvernement fédéral, le gouvernement du Canada, en 
ratifiant la présente Convention, fait une réserve 
relativement aux activités propsées (telles que définies par 
la présente Convention) qui ne relèvent pas de la 
compétence législative fédérale en matière d'évaluation 
environnementale." 

 
FRANCE 

Declarations : 
" - Au moment d'approuver la Convention sur 

l'évaluation de l'impact sur l'environnement dans un 
contexte transfrontière, signée à Espoo le 25 février 1991, 
le Gouvernement de la République française déclare qu'il 
s'associe aux déclarations faites par la Commission 
européenne tant à la signature par celle-ci de cette 
Convention qu'au moment du dépôt de l'instrument de 
ratification communautaire et souligne en particulier que : 

- dans ses relations avec les États membres de l'Union 
européenne la France appliquera la Convention 
conformément aux règles internes de l'Union, y compris 
celles du traité Euratom; 

- lorsque l'information du public de la partie d'origine 
a lieu à l'occasion de la mise à disposition du public du 
dossier d'évaluation de l'impact sur l'environnement, la 
notification à la partie touchée par la partie d'origine doit 
être réalisée au plus tard en même temps que cette mise à 
disposition; 

- la Convention implique qu'il appartient à chaque 
Partie de pourvoir, sur son territoire, à la mise à 
disposition du public du dossier d'évaluation de l'impact 
de l'environnement, à l'information du public et au recueil 
de ses observations, sauf arrangement bilatéral différent. 

Il précise qu'au moment de l'entrée en vigueur de la 
Convention pour la France, les projets pour lesquels une 
demande d'autorisation ou d'approbation est requise et a 
déjá été soumise à l'autorité compétente ne sont pas 
soumis à la Convention. 

Il précise enfin que l'expression "à l'échelon national" 
dans l'article 2 paragraphe 8 de la Convention s'entend 
comme visant les lois nationales, les règlements 
nationaux, les dispositions administratives nationales et 

les pratiques juridiques nationales couramment 
acceptées". 

 
LIECHTENSTEIN 

Déclaration concernant le paragraphe 2 de la’article 15: 
La Principauté du Liechtenstein déclare, 

conformément au paragraphe 2 de l’article 15 de la 
Convention, qu’elle accepte de considérer comme 
obligatoires dans ses relations avec toute partie acceptant 
la même obligation, les deux moyens de règlement visés 
dans ledit paragraphe. 

 
PAYS-BAS 

Déclaration : 
Le Royaume des Pays-Bas déclare, conformément au 

paragraphe 2 de l'article 15 de [ladite Convention] qu'il 
accepte de considérer comme obligatoires les deux 
moyens de règlement mentionnés dans ledit paragraphe 
dans ses relations avec toute partie acceptant une 
obligation concernant l'un des deux ou les deux moyens 
de règlement. 

 
ROYAUME-UNI DE GRANDE-BRETAGNE ET D'IRLANDE 

DU NORD 

Lors de la signature : 
Le Royaume-Uni considère que sur un point cette 

Convention est incomplète. L'annexe I à la Convention 
mentionne la "production d'hydrocarbures en mer". Le 
Royaume-Uni estime qu'il n'y a pas de raison d'exclure la 
production d'hydrocarbures à terre et a donc l'intention de 
demander que la Convention soit modifiée prochainement 
pour remédier à cette omission. 

 
UNION EUROPÉENNE 

Déclaration faite lors de la signature et confirmée lors de 
l'approbation : 

"Il est entendu que, dans les États membres de la 
Communauté, dans leurs relations mutuelles, appliqueront 
la Convention conformément aux règles internes de la 
Communauté, y compris celles du traité Euratom, et sans 
préjudice des modifications appropriées à ces règles". 

"La Communauté européenne estime que, si 
l'information du public de la partie d'origine intervient au 
moment où la documentation relative à l'évaluation de 
l'impact sur l'environnement est disponible, l'information 
de la partie touchée par la partie d'origine doit intervenir, 
au plus tard, en même temps." 

"La Communauté considère que la Convention 
implique qu'il appartient à chaque Partie de pourvoir, sur 
son territoire, à la mise à disposition du public du dossier 
d'évaluation de l'impact sur l'environnement, à 
l'information du public et au recueil de ses observations". 
Déclaration faite lors de l'approbation à l'égard du 
paragraphe 5 de l'article 17 : 

"Dans le domaine relevant de la Convention d'Espoo, 
la directive 85/337/CEE du Conseil, du 27 juin 1985, 
jointe à la présente déclaration, est applicable. Elle permet 
à la Communauté de respecter la plupart des obligations 
qui lui incombent en vertu de la Convention d'Espoo. Les 
États membres sont chargés de remplir les obligations 
découlant de la Convention d'Espoo qui ne sont pas 
actuellement couvertes par le droit communautaire, et 
plus particulièrement, par la directive 85/337/CEE. La 
Communauté souligne que la directive 85/337/CEE ne 
concerne pas l'application de la Convention d'Espoo entre 
la Communauté, d'une part, et les États tiers parties à la 
Convention d'Espoo, d'autre part. La Communauté avisera 
le dépositaire de toute modification ultérieure de la 
directive 85/337/CEE. 
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Il en résulte que la Communauté est compétente, dans 
les limites indiquées ci-dessus, pour engager la 

Communauté vis-à-vis des pays tiers, parties 
contractantes à la Convention d'Espoo." 

Objections 
(En l'absence d'indication précédant le texte, la date de réception est celle 

de la ratification, de l'acceptation, de l'approbation ou de l'adhésion.) 
 

 

ESPAGNE 

26 mai 1999 
Eu égard à la réserve faite par le Canada lors de la 
ratification : 

Le Gouvernement espagnol constate que cette réserve 
est de caractère général et qu'elle fait dépendre le respect 
de la Convention de certaines dispositions du droit interne 
du Canada. Cette réserve générale fait naître des doutes 
quant à l'attachement du Canada à l'objet et au but de la 
Convention.  L'Espagne rappelle qu'aux termes de l'article 
19 c) de la Convention de Vienne sur le droit des traités, 
les réserves incompatibles avec l'objet et le but d'un traité 
ne sont pas autorisées. 

Il est de l'intérêt commun des États que les traités 
auxquels ils décident d'accéder soient respectés 
intégralement par toutes les parties et que les États soient 
disposés à adapter leur législation nationale aux 
obligations qui découlent de ces traités.  Une réserve 
générale comme celle qu'a faite le Gouvernement 
canadien, qui n'indique pas exactement à quelles 
dispositions de la Convention elle s'applique ni quelle est 
sa portée, infirme les bases du droit international des 
traités. 

C'est pourquoi le Gouvernement espagnol formule une 
objection à ladite réserve générale faite par le 
Gouvernement canadien à la Convention sur l'évaluation 
de l'impact sur l'environnement dans un contexte 
transfrontière.  Cette objection ne fait pas obstacle à 
l'entrée en vigueur de la Convention entre le Royaume 
d'Espagne et le Canada. 

 
SUÈDE 

26 mai 1999 

Eu égard à la réserve faite par le Canada lors de la 
ratification: 

Le Gouvernement suédois a examiné la réserve 
formulée par le Gouvernement canadien lors de la 
ratification de la Convention sur l'évaluation de l'impact 
sur l'environnement dans un contexte transfrontière 
conclue à Espoo (Finlande) le 25 février 1991. Le 
Gouvernement suédois est d'avis que la réserve générale 
formulée par le Gouvernement canadien ne précise pas 
dans quelle mesure le Canada se considère lié par la 
Convention. 

C'est dans l'intérêt commun des États que tous les 
États parties respectent l'objet et le but des traités 
auxquels ils ont choisi de devenir partie et qu'ils soient 
prêts à procéder aux modifications législatives nécessaires 
pour s'acquitter des obligations qui leur incombent en 
vertu desdits traités.  En outre, en vertu de la Convention 
de Vienne sur le droit des traités du 23 mai 1969 et des 
principes bien établis du droit international coutumier, 
une réserve contraire à l'objet et au but d'un traité est 
inacceptable. 

La Suède considère que la réserve formulée par le 
Gouvernement canadien n'est pas admissible, à moins que 
ledit Gouvernement établisse, en fournissant des 
renseignements supplémentaires ou par la pratique 
ultérieure, que cette réserve est compatible avec les 
dispositions qui conditionnent la réalisation de l'objet et 
du but de la Convention. Le Gouvernement suédois 
s'opposera à la réserve générale formulée par le 
Gouvernement canadien tant que la portée exacte de celle-
ci n'aura pas été précisée. 

 

 

 
 
 

Notes: 
 

 1  Aux fins de l’entrée en vigueur [de la Convention/du 
Protocole] , tout instrument de ratification, d'acceptation, 
d'approbation ou d'adhésion déposé par une organisation 
d'intégration économique régionale ne doit être considéré en 
plus de ceux déposés par les États membres de cette 
organisation. 

 

 2  Lors de la signature, le Gouvernement danois a fait la 
déclaration suivante (non confirmée lors de l’approbation) : 

 Décision réservée en ce qui concerne l'application de la 
Convention aux îles Féroé et au Groenland. 

 Le 12 décembre 2001, le Secrétaire général a reçu du 
Gouvernement danois une notification déclarant que la 
Convention s’appliquera aux les Féroé et au Groenland à partir 
du 14 mars 1997. 

 

 3  Lors du dépôt de son instrument d’approbation, le 
Gouvernement français a déclaré ce qui suit : 

 “Le Gouvernement de la République française déclare que la 
Convention sur l’evaluation de l’impact sur l’environnement 
dans un contexte transfrontière, signée à Espoo le 25 février 
1991, ne s’applique pas au territoire de Polynésie française.” 

 

 4  Pour le Royaume en Europe. 

 

 5  La Tchécoslovaquie avait signé la Convention le 30 août 
1991. Voir aussi note 1 sous “République tchèque” et note 1 
sous “Slovaquie” dans la partie “Informations de nature 
historique” qui figure dans les pages préliminaires du présent 
volume. 

 

 6  Pour le Royaume-Uni de Grande Bretagne et d'Irlande du 
Nord, le Bailliage de Jersey, le Bailliage de Guernsey, l'Île de 
Man et Gibraltar. 

 

 7  À cet égard, le Secrétaire général a reçu des 
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Gouvernements suivants, des communications aux dates 
indiquées ci-après : 

 Finlande (28 mai 1999) :  

 Le Gouvernement finalndais a examiné la réserve formulée 
par le Gouvernement canadien lorsqu’il a ratifié ladite 
Convention, et qui porte sur les activités définies par la 
Convention qui ne lèvent pas de la compétence des organes 
législatifs fédéraux canadiens en matière d’évaluation 
environnementale. 

 Le Gouvernement finlandais estime que la réserve générale du 
Gouvernement canadien n’indique pas avec suffisamment de 
précision dans quelle mesure le Canada s’estime lié par la 
Convention. Il est capital que les États soient prêts à modifier 
leur législation pour s’acquitter des obligations qu’ils 
contractent en devenant parties à des traités. En outre, selon 
l’aritcle 19 de la Convention de Vienne sur le droit des traités et 
le droit coutumier, une réserve incompatible avec l’objet et le 
but du traité ne saurait être autorisée. 

 La Finlande élève donc une objection à l’encontre de la 
réserve générale du Canada, la jugeant incompatible avec l’objet 
et le but de la Convention susmentionnée. 

 Italie (1 er juin 1999) :  

 Le Gouvernement italien note que la réserve faite par le 
Gouvernement du Canada au moment de sa ratification de la 
[Convention] est d'ordre général, du moment qu'elle subordonne 
l'application de ladite Convention à certaines dispositions du 
droit interne du Canada. 

 Le Gouvernement italien est d'avis que cette réserve générale 
soulève des doutes quant à l'engagement du Canada vis-à-vis de 
l'objet et du but de la Convention et souhaite rappeler que selon 
l'article 19 c) de la Convention de Vienne sur le droit des traités, 
un État ne peut pas formuler une réserve qui soit incompatible 
avec l'objet et le but du traité auquel la réserve se réfère. 

 Il est d'intérêt commun pour les États que les traes 
contractantes et que celles-ci soient disposées à entreprendre les 
changements législatifs requis afin d'accomplir aux obligations 
découlant de ces traités. 

 Les réserves d'ordre général, comme celle faite par le 
Gouvernement du Canada, qui ne spécifient pas clairement la 
portée des dérogations qui [s'en suivent], compromettent les 
fondements du droit international des traités. 

 Le Gouvernement italien, par conséquent, s'oppose à la 
réserve générale [...] faite par le Gouvernement du Canada à la 
[Convention]. 

 Cette objection n'empêche pas l'entrée en vigueur de ladite 
Convention entre l'Italie et le Canada. 

 France (communiquée le 8 juin 1999 et confirmée le 15 juin 
2001) :  

 "Cette réserve, en soulignant que la compétence législative en 
ce qui concerne l'évaluation de l'impact sur l'environnement est 
partagée entre les Provinces et le Gouvernement fédéral, tend à 
limiter les responsabilités que la Convention met à la charge de 
l'État fédéral. Or, il est un principe général du droit international 

en vertu duquel un État ne peut invoquer son droit interne pour 
justifier l'inobservation des obligations lui incombant en vertu 
d'un Traité. Étant donné la formulation très générale de ce texte, 
le Gouvernement de la République française n'a pas pu, par 
ailleurs, déterminer quelles dispositions de la Convention sont 
visées ou pourraient être visées ni de quelle manière et considère 
que son application pourrait priver de tout effet les dispositions 
de la Convention. Il formule par conséquent une objection à 
ladite réserve. 

 La France ne pourrait considérer la réserve formulée par le 
Canada comme admissible au regard des articles 19 et 21 de la 
Convention de Vienne que si celui-ci atteste, par des 
déclarations supplémentaires ou par la pratique qu'il adoptera, 
que sa réserve est compatible avec les dispositions essentielles à 
la réalisation de l'objet et du but de la Convention. 

 La présente objection ne s'o et la France." 

 Norvège (28 juillet 1999) :  

 Il est d'intérêt commun pour les États que les traités auxquels 
ils ont choisi d'être parties soient respectés quant à leur objet et à 
leur but par toutes les parties et que les États soient disposés à 
entreprendre les changements législatifs requis afin de satisfaire 
aux obligations découlant des traités.  En outre, conformément à 
un principe de droit international coutumier bien établi, une 
réserve incompatible avec l'objet et le but du traité ne saurait 
être autorisée.  La Norvège est d'avis que, conformément au 
droit international coutumier, les réserves d'ordre général 
formulées en raison du partage des compétences opéré par la 
constitution du pays sont normalement incompatibles avec 
l'objet et le but de la Convention en question. Elles n'indiquent 
pas avec suffisamment de précision dans quelle mesure l'État 
partie qui les formule se considère tenu par les dispositions de la 
Convention. 

 La Norvège considère que la réserve faite par le 
Gouvernement canadien n'est pas admissible, à moins que celui-
ci atteste, par des déclarations supplémentaires ou par la pratique 
qu'il adoptera, que la réserve est compatible avec les 
dispositions essentielles à la réalisation de l'objet et du but de la 
Convention.  C'est pourquoi, le Gouvernement norvégien élève 
une objection à l'encontre de ladite réserve générale faite par le 
Gouvernement canadien, en attendant une clarification de la 
portée exacte de cette réserve. 

 Luxembourg (20 août 1999) :  

 “ Le Gouvernement luxembourgeois constate que cette 
réserve est de caractère général et qu'elle fait dépendre le respect 
de la Convention de certaines dispositions du droit interne du 
Canada. 

 Cette réserve fait naître des doutes quant à l'attachement du 
Canada à l'objet et au but de la Convention. Le Luxembourg 
rappelle qu'aux termes de l'article 19 c) de la Convention de 
Vienne sur le droit des traités, les réserutorisées. 

 Il est de l'intérêt commun des États que les traités auxquels ils 
décident d'accéder soient respectés intégralement par toutes les 
parties et que les États soient disposés à adapter leur législation 
nationale aux obligations qui découlent de ces traités.  Une 
réserve générale comme celle qu'a faite le Gouvernement 
canadien, qui n'indique pas exactement à quelles dispositions de 
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la Convention elle s'applique ni quelle est sa portée, infirme les 
bases du droit international des traités. 

 C'est pourquoi le Gouvernement luxembourgeois formule une 
objection à ladite réserve générale faite par le Gouvernement 
canadien à la Convention sur l'évaluation de l'impact sur 
l'environnement dans un contexte transfrontière. Cette objection 
ne fait pas obstacle à l'entrée en vigueur de la Convention entre 
le Grand-Duché de Luxembourg et le Canada." 

 Le 21 janvier 2000, le Secrétaire général a reçu du 
Gouvernement canadien, la communication suivante : 

 Le Gouvernement canadien observe que certains États ont 
formulé des objections à la réserve du Gouvernement canadien à 
la Convention d'Espoo. Le Gouvernement canadien tient à 
réaffirmer sa position selon laquelle une réserve à l'égard des 
activités proposées (telles qu'elles sont définies dans la 
Convention) qui ne relèvent pas de la compétence législative 
fédérale exercée en matière d'évaluation environnementale est 
compatible avec l'objet et le but de la Convention et donc est 
recevable. En réaffirmant sa position à ce sujet, le 
Gouvernement canadien se fonde sur le déroulement des 
négociations au sujet de la Convention et spécialement sur les 
travaux de la sixième et dernière réunion du Groupe de travail 
chargé d'élaborer un projet de convention. À cette réunion, les 
États présents sont convenus de supprimer un projet d'article qui 
aurait exclu toutes les réserves à la Convention. Le Canada a 
considéré alors, et considère toujours, que la décision cocision 
ultérieure de ne pas faire figurer de "clause fédérale" dans la 
Convention. 

 Le Canada tient à déclarer en outre que sa réserve à la 
Convention d'Espoo est un élément intégrant de la ratification de 
la Convention par le Canada et n'en est pas séparable.  Le 

Canada ne peut accepter des relations conventionnelles avec les 
autres États que moyennant la réserve telle qu'elle est formulée 
et dans le respect de l'article 21 de la Convention de Vienne sur 
le droit des traités. 

 Irlande (25 juillet 2002) :  

 Le Gouvernement irlandais a pris note de la réserve formulée 
par le Gouvernement canadien au moment de la ratification de la 
Convention. Cette réserve semble limiter l'application de la 
Convention en ce qui concerne le Canada, relativement aux 
activités proposées (telles que définies par la Convention) 
seulement dans la mesure où elles relèvent de la compétence 
législative fédérale du Canada en matière d'évaluation 
environnementale, et semble donc avoir pour effet d'exclure 
l'application de la Convention au Canada lorsque les activités 
proposées relèvent de la compétence des provinces canadiennes. 

 Cette réserve a un caractère si général que le Gouvernement 
irlandais ne parvient pas à déterminer dans quelle mesure le 
Canada se considère lié par la Convention. 

 En outre, le droit international établit comme principe qu'un 
État ne peut invoquer les dispositions de son droit interne 
comme justifiant le manquement aux obligations auxquelles il 
est tenu en vertu d'un traité. Le Gouvernement irlandais estime 
donc que, sans précisions complémentaires, il n'est pas possible 
de déterminer la compatibilité de la réserve formulée par le 
Gouvernement canadien avec l'objet et le but de la Convention 
en question. 

 En attendant que le Canada fournisse les éclaircissements 
souhaités garantissant que la réserve est compatible avec l'objet 
et le but de la Convention, le Gouvernement irlandais fait 
objection à la réserve formu 
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